
die Beschwerde des Betroffenen oder des Staatsanwalts 
ausdrücklich zugelassen.
Das gleiche gilt für § 375 Abs. 1 StPO, nach dem der 
Beschluß über den Entschädigungsanspruch wegen voll­
zogener Untersuchungshaft ebenfalls der Beschwerde 
unterliegt. Insoweit stellen diese Normen — gegenüber 
den allgemeinen, die Einlegung der Beschwerde regeln­
den Bestimmungen — spezielle Normen dar.
In der vorliegenden Strafsache hat das Rechtsmittel­
gericht den Beschwerdeführer im Rechtsmittelverfah­
ren gemäß § 301 Abs. 4 StPO in Selbstentscheidung 
freigesprochen. Es mußte demzufolge gemäß § 373 
Abs. 1 StPO als das erkennende Gericht eine Ent­
scheidung darüber treffen, ob dem Freigesprochenen 
ein Anspruch auf Entschädigung für erlittenen Vermö­
gensschaden infolge vollzogener Untersuchungshaft zu­
zubilligen oder ob der Anspruch auszuschließen war 
(wird ausgeführt).

A n m e r k u n g :
Die vorstehende Entscheidung des Obersten Gerichts 
entspricht der in der StPO getroffenen Regelung, wo­
nach bestimmte Entscheidungen, auch wenn sie vom 
Rechtsmittelgericht erlassen worden sind, der Anfech­
tung unterliegen, weil sie ihrem Wesen nach einer 
erstinstanzlichen Entscheidung i.S. des § 305 Abs. 1 
StPO gleichstehen. Das betrifft die in dem Beschluß 
des Obersten Gerichts behandelten Fälle der Befrei­
ung von den nachteiligen Folgen einer Fristversäu­
mung und der Entscheidung über die Entschädigung 
für Untersuchungshaft und Strafen mit Freiheitsent­
zug. Diese speziellen Normen unterscheiden sich grund­
legend von anderen Regelungen über die Einlegung 
der Beschwerde. So enthält z. B. § 127 StPO zwar auch 
ausdrücklich das Beschwerderecht des Verhafteten ge­
gen den Erlaß des Haftbefehls. Der Erlaß des Haftbe­
fehls durch das zweitinstanzliche Gericht ist jedoch — 
unabhängig davon, ob der Haftbefehl im Ergebnis einer 
Beschwerde des Staatsanwalts oder im Zusammenhang 
mit der Überprüfung der durch das Rechtsmittel an­
gefochtenen Entscheidung ergeht — eine Maßnahme, 
die im Zuge des Rechtsmittelverfahrens getroffen wird. 
Die Notwendigkeit dieses Haftbefehls ergibt sich aus 
der materiell- und prozeßrechtlichen Überprüfung der 
Strafsache selbst; er ist Bestandteil des Rechtsmittel­
verfahrens und auf Grund des Zxoei-Instanzen-Prinzips 
einer weiteren Anfechtung entzogen. Anders ist es da­
gegen hinsichtlich der genannten Beschlüsse. Sie sind 
Voraussetzung des Rechtsmittelverfahrens (Befreiung 
von der Fristversäumung) bzw. die sich aus der sach­
lichen Überprüfung zwingend ergebende Konsequenz 
(Gewährung bzw. Versagung eines Entschädigungsan­
spruchs). Uber einen Antrag auf Befreiung von der 
Fristversäumung bzw. über die Gewährung oder Ver­
sagung einer Entschädigung entscheidet das Rechtsmit­
telgericht zum ersten Mal; diese Beschlüsse stehen da­
her erstinstanzlichen Entscheidungen gleich.
Die Regelung in den §§ 81 Abs. 3 und 375 Abs. 1 StPO 
trägt der Wahrung des Rechts des Angeklagten auf 
Verteidigung Rechnung, zumal in beiden Fällen die 
Zurückweisung der Anträge weitreichende Konsequen­
zen für den Angeklagten hat.
Wird z. B. der Antrag auf Befreiung von den Folgen 
einer Fristversäumung zurückgewiesen, so verliert der 
Angeklagte das Recht, daß das Rechtsmittelgericht die 
Strafsache sachlich und rechtlich auf die Einhaltung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit überprüft. Das hat 
zur Folge, daß bei Vorliegen einer Ungesetzlichkeit 
die gegen ihn ergangene Entscheidung nur noch im 
Wege der Kassation abgeändert werden kann. Die 
Überprüfungsmöglichkeiten im Wege der Kassation sind

aber gegenüber denen im Rechtsmittelverfahren ein­
geschränkt. Das würde zu einer Benachteiligung des 
Angeklagten führen. Deshalb ist auch der Beschluß 
über die Befreiung von den nachteiligen Folgen d e r  
Fristversäumung, den das Rechtsmittelgericht bei Be­
rufung und Protest erläßt, kraft ausdrücklicher gesetz­
licher Bestimmung gemäß § 81 Abs. 3 StPO mit der 
Beschwerde anfechtbar.
In diesem Zusammenhang ist noch auf einige weitere 
Probleme hinzuweisen:
Gemäß § 288 Abs. 6 StPO hat das erstinstanzliche Ge­
richt die Akten unverzüglich nach Eingang des Rechts­
mittels an das Rechtsmittelgericht zu übersenden. Die­
sem obliegt die Prüfung, ob die Bestimmungen über 
die Einlegung von Protest und Berufung beachtet wur­
den. Stellt es fest, daß die Berufung bzw. der Protest 
verspätet eingelegt wurden, und sind aus der 3e- 
rufungsschrift selbst oder aus anderen Umständen die 
Gründe der Fristversäumung nicht eindeutig erkenn­
bar, so empfiehlt sich, auch wenn das vom Gesetz nicht 
ausdrücklich verlangt wird, ein entsprechender Hinweis 
an den Rechtsmittelführer. Mit einem solchen Hin­
weis erhält dieser die Gelegenheit, die Gründe darzu­
legen, die die Zulässigkeit des Rechtsmittels rechtferti­
gen. Diese Empfehlung sollte auch bei Beschwerdever­
fahren beachtet werden.

Das Urteil wird mit dem Tag des Ablaufs der Rechts­
mittelfrist rechtskräftig, auch wenn sich später her­
ausstellt, daß Befreiung von den Folgen einer Frist­
versäumung gemäß §79 StPO gewährt werden muß. 
Deshalb muß bei einer Fristversäumung, wenn die ge­
setzlichen Voraussetzungen des § 79 StPO vorliegen, 
erst Befreiung von den nachteiligen Folgen der Frist­
versäumung gewährt werden, bevor über das Rechts­
mittel sachlich entschieden wird. Über die Befreiung 
von den Folgen der Fristversäumung wird im Rechts­
mittelurteil bzw. im Beschluß über die Verwerfung der 
Berufung als unbegründet mit entschieden. Aus der 
Entscheidung müssen eindeutig die Gründe für die 
Anwendung des § 79 StPO hervorgehen. Wird die Be­
freiung versagt, so erfolgt dies durch Beschluß. Un­
richtig ist es dagegen, daß die Gerichte die Berufung 
wegen Nichteinhaltung der Frist als unzulässig verwer­
fen und dennoch das Rechtsmittel materiell prüfen. Für 
eine solche Prüfung ist schon deshalb kein Raum, 
weil das erstinstanzliche Urteil mit Ablauf der Rechts­
mittelfrist rechtskräftig geworden ist.
Hinsichtlich der Entscheidung über den Antrag auf 
Befreiung von den. nachteiligen Folgen der Fristver­
säumung kann in Beschwerdesachen ein weiteres Pro­
blem auftreten. Gemäß § 306 Abs. 3 StPO hat das Ge­
richt, dessen Beschluß angefochten wird, zu prüfen, ob 
die Beschwerde für begründet gehalten wird. Wird der 
Beschwerde nicht stattgegeben, so ist sie innerhalb von 
drei Tagen dem Beschwerdegericht vorzulegen. Dabei 
ergibt sich die Frage, welches Gericht über den Antrag' 
auf Befreiung von den nachteiligen Folgen einer Frist­
versäumung zu entscheiden hat: das Gericht, dessen 
Beschluß angefochten wird, oder das Beschwerdege­
richt.
Eine materielle Prüfung der Begründetheit der Be­
schwerde nach § 306 Abs. 3 StPO setzt voraus, daß die 
Bestimmungen über die Einlegung der Beschwerde ein­
gehalten worden sind. Ist die Frist zur Einlegung der 
Beschwerde versäumt worden, so ist der Beschluß mit 
Ablauf der gesetzlichen Beschwerdefrist rechtskräftig, 
und das die Beschwerde erlassende Gericht darf die 
Begründetheit der Beschwerde nicht prüfen. Deshalb 
muß es, will es der ihm obliegenden Prüfungspflicht 
aus § 306 Abs. 3 StPO nachkommen, zunächst über die 
Voraussetzungen der Befreiung von den nachteiligen
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